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Einleitung

Mit der COVID-19-Pandemie steht die Europaische Union vor einer schicksalhaften Herausforderung. In der deutschen
EU-Ratsprasidentschaft werden wir uns mit ganzer Kraft dafiir einsetzen, diese Aufgabe gemeinsam und zukunftsgerich-
tet zu meistern und Europa wieder stark zu machen. Mehr denn je kommt es jetzt darauf an, klare Prioritdten zu setzen und
Kréfte zu bindeln. Deutschland ist sich seiner Verantwortung fiir die Europdische Union bewusst.

Nur wenn wir das Sars-CoV-2-Virus nachhaltig einddmmen, in die europdische Wirtschaft investieren, unser Innovations-
potenzial ausschdpfen und den sozialen Zusammenhalt starken, kdnnen die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten
die Krise dauerhaft und wirksam Gberwinden. Wir miissen gemeinsam und abgestimmt handeln, in europdischer Solidari-
tat und auf Grundlage unserer gemeinsamen Werte. Zusammen kénnen wir die Weichen dafiir stellen, dass Europa - unter
Wahrung des Subsidiaritatsprinzips - starker, gerechter und nachhaltiger wird.

Krisen waren in der EU von jeher auch eine Chance, Gegebenes zu hinterfragen und sich noch besser fiir die Zukunft zu
risten. Unsere gemeinsame Aufgabe geht weit tiber die unmittelbare Bewaltigung der aktuellen Situation hinaus. Dafir
missen wir unseren Blick auf die grofRen Transformationsprozesse unserer Zeit wie den Klimawandel, die Digitalisierung
oder den Wandel der Arbeitswelt lenken. In einer Welt zunehmender Polarisierung muss europdische Politik auch die
Handlungsfahigkeit Europas nach auRen starken, um europadische Interessen zu verteidigen und unsere Verantwortung in
der Welt wahrzunehmen. Wir treten fiir eine regel- und menschenrechtsbasierte internationale Ordnung ein und wollen,
dass Europa Standards und Normen weltweit mitgestaltet.

Leitgedanken der deutschen Ratsprasidentschaft sind:

. die dauerhafte Uberwindung der COVID-19-Pandemie und die wirtschaftliche Erholung
. ein starkeres und innovativeres Europa

. ein gerechtes Europa

. ein nachhaltiges Europa

. ein Europa der Sicherheit und der gemeinsamen Werte

. ein starkes Europa in der Welt.

Mit hoher Prioritat werden wir uns flr einen raschen Abschluss der Verhandlungen zum Mehrjéhrigen Finanzrahmen
(MFR) fiir die Jahre 2021 bis 2027 einsetzen. Der EU-Haushalt muss sich einerseits an den aktuellen Herausforderungen im
Zusammenhang mit der COVID-19-Krise, andererseits an den langfristigen strategischen Zielen der Europdischen Union
in einer sich verandernden Welt ausrichten.

Unser Ziel: Gemeinsam. Europa wieder stark machen.
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I. Europas Antwort auf die Corona-Pandemie

Die COVID-19-Pandemie ist eine der groRten globalen Herausforderungen unserer Zeit. Innerhalb der EU kénnen
wir sie nur gemeinsam erfolgreich bewiltigen und uns auf dieser Basis mit Partnern weltweit dieser globalen

Aufgabe stellen.

Der Weg aus der Krise - gemeinsam und koordiniert

Die nachhaltige Einddmmung des COVID-19-Virus in Eu-
ropa und weltweit ist Grundvoraussetzung zur dauerhaf-
ten Uberwindung der Krise. Nur so kénnen wir uns den
zahlreichen weiteren Herausforderungen fiir unsere Uni-
on zuwenden und anderen wirksam helfen. Wir missen
uns in der Europaischen Union mit gelebter europaischer
Solidaritdt gegenseitig unterstiitzen und unsere Ressour-
cen biindeln, sei es mit koordinierten Hilfslieferungen
medizinischer Glter, der gegenseitigen Unterstiitzung bei
der Behandlung von Patienten oder auch der Aufrecht-
erhaltung und Sicherung von Lieferketten. Wir wollen die
Pandemie gemeinsam und koordiniert bewiltigen. Wir
werden uns daflir einsetzen, dass wir die Corona-beding-
ten Einschrankungen im Schengenraum, unter Beach-
tung der epidemiologischen Lage, schrittweise aufheben.
Auch hinsichtlich AuRBengrenzschutz und Visaverfahren
wollen wir koordiniert wieder zu den reguldren Verfah-
ren zuriickkehren. Die krisenbedingten Einschrankungen
im grenziiberschreitenden Verkehr und fiir den Binnen-
markt wollen wir koordiniert schrittweise aufheben, um
die Voraussetzungen fiir die wirtschaftliche Erholung zu
schaffen.

Die Bewiiltigung der wirtschaftlichen und sozialen
Folgen der COVID-19-Pandemie werden wir in das

Zentrum unserer Anstrengungen stellen.

Die politische Handlungs- und Entscheidungsfahigkeit
der Europdischen Union auf der Grundlage geordneter
Verfahren muss - auch unter schwierigen Bedingungen -
sichergestellt sein; auch hierfiir werden wir uns wahrend
unserer Prasidentschaft einsetzen.

Nachhaltige wirtschaftliche und soziale Erholung

Die Bewiltigung der wirtschaftlichen und sozialen Fol-
gen der COVID-19-Pandemie werden wir in das Zentrum
unserer Anstrengungen stellen. Dazu wollen wir eine nach-
haltige und inklusive Wachstumsstrategie verfolgen, die
wirtschaftliche Ertlichtigung und den Erhalt von Arbeits-
platzen ebenso zum Ziel hat wie den sozialen Zusammen-
halt Europas. Wir setzen uns dafiir ein, dass der Ubergang
zu einer nachhaltigen Wirtschaft auf Basis des Europdi-
schen Griinen Deals erfolgt und die digitale Transformation
dabei eine zentrale Rolle spielt. Fiir die Erholung ist auch
die Starkung des Binnenmarktes zentral. Wir treten fir die
rasche Einrichtung eines zeitlich begrenzten und inhaltlich
fokussierten Aufbauinstruments ein, eingebettet in den
Mehrjihrigen Finanzrahmen (MFR) und umgesetzt im Rah-
men des Europdischen Semesters. Der kiinftige MFR wird
einen wichtigen Beitrag fiir die Unterstiitzung einer dauer-
haften Erholung leisten, womit wir in die Zukunft unseres
Kontinents investieren. Die EU-Strukturfonds sind dabei
wichtige Elemente, um die wirtschaftlichen und sozialen
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie abzufedern und
den Wiederaufschwung in den Regionen zu stimulieren. Die
entsprechenden Rechtsakte wollen wir innerhalb unserer
Ratsprasidentschaft abschliefen, damit die Mittel mog-
lichst rasch bereitstehen.

Entscheidende Voraussetzung fir die Erholung in Europa
ist die wirtschaftliche Erholung der europdischen Unter-
nehmen. Wir mochten ihre Resilienz und Wettbewerbsfa-
higkeit erhdhen und strategische europaische Wertschop-
fungsketten starken. Das gilt fir die industrielle Produktion,
aber in besonderem MaRe auch fiir die kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMUs). Auch die Verbraucherpolitik ist
integraler Bestandteil der Strategie fiir die wirtschaftliche
Erholung.



Wir setzen auf die Offenhaltung von Mérkten und die Star-
kung von Handel und Investitionen auf Basis internatio-
naler, durchsetzbarer Regeln und treten Protektionismus
und gezielten Renationalisierungstendenzen entschieden
entgegen. Die tempordre Anpassung des Beihilferahmens
als wichtiges Element wirtschaftlicher Krisenbewaltigung
sollte kontinuierlich Giberprift werden, um innerhalb wie
auRerhalb der EU ein ,Level Playing Field® sicherzustellen.
Der Schutz der EU-Birgerinnen und EU-Birger hat fir
uns oberste Prioritidt. Gerade in Krisenzeiten ist es unse-
re Pflicht, dieser Verantwortung mit einer solidarischen
und nachhaltigen Sozial- und Beschéftigungspolitik nach-
zukommen. Wir begriiRen es, dass auch der Europdische
Sozialfonds (ESF) mit Mitteln aus dem wirtschaftlichen Er-
holungsfonds gestarkt werden soll.

Wir wollen die fiir die Krisenbewaltigung relevanten
Grundsatze der Europdischen Saule Sozialer Rechte
(ESSR) jetzt konsequent umsetzen. Dazu gehéren die Ent-
wicklung eines EU-Rahmens fiir nationale Grundsiche-
rungssysteme, ein EU-Rahmen fir Mindestlohne und die
Starkung der Rolle der Sozialpartner. Dariiber hinaus wol-
len wir gemeinsam mit der EU-Kommission und den EU-
Partnern die Arbeitslosigkeit und die Jugendarbeitslosig-
keit in der EU auch auf der Basis eines handlungsfahigen
Europdischen Sozialfonds Plus entschieden bekdmpfen.

Die Pandemie offenbart die Verletzlichkeiten globaler
Lieferketten und der Menschen, die darin arbeiten. Ein
umfassendes Risikomanagement von Unternehmen, das
im Einklang mit der globalen Agenda fir Nachhaltigkeit
steht, kann dazu beitragen, die Resilienz der Lieferketten
zu erhdhen. Zudem ist eine verstarkte Unterstiitzung von
Partnerlandern in der entwicklungspolitischen Zusam-
menarbeit notwendig. Wir setzen uns fiir einen EU-Akti-
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onsplan zur Starkung der Unternehmensverantwortung in
globalen Lieferketten ein, der menschenrechtliche, soziale
sowie okologische Standards und Transparenz férdert und
den Erfahrungen und Lehren der COVID-19-Pandemie
Rechnung tragt. Dies dient der koharenten Umsetzung der
Leitprinzipien der Vereinten Nationen fir Wirtschaft und
Menschenrechte sowie der OECD-Leitsatze fiir Multina-
tionale Unternehmen.

Die richtigen Schlussfolgerungen fiir Europa
aus der Krise ziehen

Wir missen aus der Erfahrung mit der COVID-19-Pan-
demie lernen und gemeinsam die Weichen dafir stellen,
dass die EU noch besser auf zuklnftige Herausforderun-
gen reagieren kann. Dazu werden wir uns fir eine Ver-
besserung des EU-Krisenmanagements einsetzen. Das
umfasst sowohl den EU-Krisenmechanismus (IPCR), den
EU- Katastrophenschutzmechanismus (UCPM), den Ge-
sundheitssicherheitsausschuss (HSC) und das Europdische
Zentrum fiir die Pravention und die Kontrolle von Krank-
heiten (ECDC) als auch die Pandemieprivention durch
einen systemibergreifenden Informationsaustausch. Bei
gesundheitlichen Notlagen wie der Corona-Pandemie
hat sich gezeigt, dass wir eine fundierte epidemiologi-
sche Begleitung der MaRnahmen bendétigen. Wir wollen
das ECDC durch die Verbesserung der Prognosefdhigkeit,
die Herstellung einer vergleichbaren Datenbasis der Mit-
gliedstaaten und Entwicklung eines digitalen Frihwarn-
systems starken. Zur Erreichung dieser Ziele wird auch
das neue Gesundheitsinstrument im Rahmen des wirt-
schaftlichen Erholungsfonds eine wichtige Rolle spielen.

Wir miissen aus der Erfahrung mit der
COVID-19-Pandemie lernen und gemeinsam die
Weichen dafiir stellen, dass die EU noch besser auf

zukiinftige Herausforderungen reagieren kann.

Wir streben eine EU-weit funktionierende Kontaktnach-
verfolgung bzw. -warnungen mit Hilfe auch grenziiber-
schreitend interoperabler und datensparsamer Tracing-
und Warning-Apps an, deren Anwendung auf freiwilliger
Basis beruht und die sowohl Datenschutzrecht als auch
hohen IT-Sicherheitsstandards entsprechen miissen.
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Wir wollen das EU-Katastrophenschutzverfahren starken
und die Weiterentwicklung von rescEU und des EU-Ka-
tastrophenschutzpools fortfiihren. Dazu werden wir den
Auf- und Ausbau eines EU-Wissensnetzes fiir den Katast-
rophenschutz vorantreiben, um das Zusammenwirken der
verschiedenen Katastrophenschutzbehérden und -diens-
te der Mitgliedstaaten zu beférdern.

Zudem mochten wir im Rahmen eines ,Lessons Learnt®-
Prozesses wahrend unserer Ratsprasidentschaft prifen,
wie sich das Emergency Support Instrument (ESI) bewéhrt
hat und ob es in Zukunft noch zielgerichteter und koordi-
nierter eingesetzt werden kann.

Die Handlungs- und Gestaltungskraft der EU im Sinne
europdischer Souveranitat sollten wir insbesondere in
strategischen Bereichen industrieller Produktion in Eu-
ropa starken. Im Gesundheitsbereich werden wir daher
wahrend unserer Ratsprasidentschaft Handlungsansatze
diskutieren, wie die Versorgung mit Arzneimitteln, Medi-
zinprodukten und persdnlicher Schutzausriistung weiter
verbessert werden kann. Wir wollen konkrete MalRnahmen
fir eine groflere Autonomie der EU in der Sicherstellung
der Arzneimittelversorgung im Kreis der Mitgliedstaaten
vereinbaren. Besonders wichtig sind uns dabei die Sicher-
stellung der Wirkstoffqualitat, eine hohere Transparenz
und Diversifizierung von Lieferketten und eine europai-
sche Zusammenarbeit beim Ausbau der Wirkstoffproduk-
tion fur kritische Arzneimittel. Wir moéchten auch prifen,
ob das Joint Procurement Agreement (JPA) besser fir die
Bereitschaftsplanung eingesetzt werden kann, um schnel-
ler kurzfristig auf aktuelle Versorgungsengpdsse reagieren
zu konnen. Die Land- und Erndhrungswirtschaft als sys-
temrelevante Branche wollen wir stirken mit Blick auf die
Versorgung der europdischen Bevodlkerung mit Agrargi-
tern und Nahrungsmitteln.

Zentrale Bedeutung bei der Prdvention und Bewilti-
gung von Gesundheitskrisen kommt der europdischen
Forschung und Entwicklung zu. Wir treten daher dafir
ein, den Europdischen Forschungsraum im Hinblick auf
Pandemie-Bekampfung noch dynamischer, solidarischer
und zielgerichteter zu gestalten. Zudem méchten wir er-
ortern, wie der EU-Aktionsplan ,,ERAvsCorona“ weiter-
entwickelt werden kann.

Wir wollen den Binnenmarkt starken und dazu auch Me-
chanismen entwickeln, die seine Resilienz in Krisensituatio-
nen verbessern. Wettbewerbsverzerrungen durch staatlich
kontrollierte und subventionierte Unternehmen aus Dritt-
staaten sollte die EU besser entgegenwirken. Im Kontext der
COVID-19-Krise bezieht sich dies unter anderem auch auf
den Schutz europdischer Unternehmen, die Ziel von Uber-
nahmen sein kdnnten. Im Rat wollen wir eine Diskussion
dariiber anstoRen, wie die EU-Regelungen zur 6ffentlichen
Beschaffung noch passgenauer auf kiinftige Notsituationen
und die Bewiltigung von Wirtschaftskrisen zugunsten von
nachhaltigem Wachstum ausgerichtet werden kénnen.

In Bezug auf die Schengen-Zusammenarbeit wollen wir eine
Debatte mit dem Ziel anstoRen, die uneingeschrankte Funk-
tionsweise des Schengenraums durch Verbesserung der Ko-
ordination zwischen den Mitgliedstaaten in Krisenzeiten und
durch Starkung der gemeinsamen AulRengrenzen zu sichern.
Im Bereich der Justiz hat das Thema Zugang zum Recht - ins-
besondere die digitalen Aspekte - durch die Corona-Pande-
mie auch europdisch eine neue Dimension bekommen, der
wir uns wahrend der Prasidentschaft widmen werden. Zu-
dem ist deutlich geworden, dass die Betreuung besonders
vulnerabler Personen in Krisenzeiten mit besonderen He-
rausforderungen verbunden ist. Die von der Europdischen
Kommission angekiindigte neue Opferschutzstrategie wer-
den wir deshalb aktiv begleiten.

Krisen wie die COVID-19-Pandemie fiihren zu einem beson-
deren Informationsbedrfnis in der Bevolkerung. Wir setzen
uns daher dafir ein, die Resilienz von Gesellschaften im Um-
gang mit falschen und irrefiihrenden Informationen im Netz
zu starken, um der Polarisierung gesellschaftlicher Debatten
- auch durch externe Akteure und gezielte Desinformation
- entgegenzuwirken. Dies mdchten wir im Zusammenhang
mit dem ,EU Democracy Action Plan“ der Kommission im
Rat diskutieren. Die Gewahrleistung von Meinungsfreiheit
und Medienvielfalt bleibt zentral.

Unsere internationale Verantwortung
in der COVID-19-Pandemie

Die EU ist durch Corona-Pandemie in einem prazedenz-
losen MaRe auch weltweit gefordert, ihre Handlungsfa-
higkeit und Verantwortung als starker und solidarischer
internationaler Partner unter Beweis zu stellen. In enger



europdischer und internationaler Kooperation und Koor-
dination unterstltzen wir den ,, Team Europe“-Ansatz fiir
ein umfassendes gemeinschaftliches Engagement aller
EU-Institutionen und Mitgliedstaaten zur erfolgreichen
Bewiltigung der Folgen der Krise.

Deutschland wird sich mit groBem Nachdruck fir seine
strategische Operationalisierung und effektive, sichtbare
Umsetzung einsetzen. Dem Integrierten Ansatz folgend
muss unser Engagement alle Konfliktphasen und die enge
Zusammenarbeit mit allen relevanten Akteuren umfassen.
Fir die Bewaltigung der entwicklungs- und erndhrungs-
politischen Herausforderungen ist insbesondere eine wei-
terhin enge Koordinierung mit den Vereinten Nationen
(VN), der Weltbank (WB) und den regionalen Entwicklungs-
banken notwendig. Wir wollen eine aktive Rolle der EU in
der Globalen Gesundheit, unseren Beitrag zur Erndhrungs-
sicherung weiter ausbauen und multilaterale Organisatio-
nen wie die Weltgesundheitsorganisation (WHO), die Er-
nahrungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) und das
Welternadhrungsprogramm (WEP), aber auch gemeinsame
Plattformen mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft beson-
ders starken. Ein koordiniertes Vorgehen zur Sicherstellung
eines insbesondere an epidemiologischen Kriterien ausge-
richteten, fairen Zugangs zu und transparenter Verteilung
von COVID-19 Diagnostika, Vakzinen und Therapeutika ist
von grundlegender Bedeutung. Dies unterstiitzen wir u.a.
durch Starkung der WHO sowie den Ausbau der ACT-Platt-
form (Access to COVID-19 Tools).

Im Rahmen der Pandemiebewiltigung werden wir ein be-
sonderes Augenmerk auf die nachhaltige Optimierung der
externen EU-Krisenpraventions- und -reaktionsfahigkeiten
legen. Dies beinhaltet auch verbesserte und resilientere
Strukturen und Prozesse sowie konkrete Projekte im Be-
reich der GSVP. Gleichzeitig muss angesichts der destabi-
lisierenden Wirkung von COVID-19 auf bereits bestehende
Konflikte das umfassende sicherheitspolitische Engage-
ment der EU als Stabilitatsanker fortbestehen. Wir missen
insbesondere dafiir Sorge tragen, dass die Operationen und
Missionen soweit wie moglich unter Beachtung der not-
wendigen Auflagen weiter durchgefiihrt werden.
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II. Ein starkeres und innovativeres Europa

Wir miissen gemeinsam eine europdische Antwort auf die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf unsere Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft formulieren. Gleichzeitig begreifen wir die notwendigen MaRnahmen als Chance einer
beschleunigten nachhaltigen und digitalen Transformation, zukunftsorientiert und zugleich wertebasiert. Wir setzen
uns ein fiir ein innovatives Europa, das auf den zentralen Saulen Ausbau digitaler und technologischer Souveranitit,
Starkung der Wettbewerbsfihigkeit und Gestaltung einer nachhaltigen und stabilen Finanzarchitektur fu3t.

Ausbau der digitalen Souveranitit der EU

Die COVID-19-Pandemie hat mehr denn je deutlich ge-
macht: Europa muss digital souveran werden, um auch zu-
kinftig aus eigener Kraft handlungsfahig zu bleiben.

Wir mochten daher die digitale Souverdnitat als Leitmo-
tiv der europaischen Digitalpolitik etablieren und wahrend
unserer Ratsprasidentschaft gemeinsam an Antworten
arbeiten, wie wir mit technischen Entwicklungen etwa
zu Kinstlicher Intelligenz oder Quantentechnologien so
umgehen, dass wir in einem fairen Wettbewerb unseren
Wohlstand steigern, unsere Sicherheit schiitzen und unse-
re Werte bewahren. Wir wollen daran arbeiten, dass Euro-
pa bei digitalen Schliisseltechnologien (iber Kompetenzen

Die COVID-19-Pandemie hat mehr denn je deutlich
gemacht: Europa muss digital souverdn werden,
um auch zukiinftig aus eigener Kraft handlungsfdhig

zu bleiben.

auf internationalem Spitzenniveau verfligt und dabei die
Offenheit des europdischen Binnenmarktes gewahrleis-
tet. Dazu gehort die Verstetigung eines Monitorings der
europdischen digitalen Kapazitaten, hohe 6ffentliche und
private Investitionen in die Starkung digitaler Kapazitaten,
sowie ein gemeinsames Verstidndnis im Kreis der EU-Mit-
gliedstaaten Uber die Definition von und den Weg hin zu
mehr digitaler Souveranitat. Dazu gehort ebenfalls der
Aufbau einer hochleistungsfahigen, souverdnen und resili-
enten europdischen digitalen Infrastruktur. Nur so kdnnen
wir gleichwertige Lebensverhiltnisse in Stadt und Land er-
reichen. COVID-19 hat auch die Bedeutung einer sicheren

und vertrauenswirdigen, souverdnen europaischen Daten-
infrastruktur noch einmal verdeutlicht. Wir wollen daher
Initiativen wie ,,Gaia X“ aber auch Effekte von Krisen auf
Netzkapazitdten und Breitbandziele im Kreis der Mitglied-
staaten intensiv diskutieren.

Europa muss auf Feldern neuer Technologien grofRere
Handlungs- und Gestaltungsfahigkeit erlangen. Gemein-
same europdische Standards und Normen missen die
Entwicklung dieser Technologien begleiten. Unsere euro-
paischen Werte und Grundrechte bilden auch im Digital-
zeitalter das Fundament, fir das wir weltweit eintreten.
Wir wollen zudem die Chancen der Digitalisierung fiir mehr
Nachhaltigkeit nutzen und den Energie- und Ressourcen-
verbrauch digitaler Infrastrukturen moglichst gering hal-
ten. Wir setzen uns fiir eine verantwortungsvolle, gemein-
wohlorientierte sowie menschenzentrierte Entwicklung
und Nutzung von Kiinstlicher Intelligenz (KI) in der EU ein.
Das Potenzial dieser Schliisseltechnologie sollten wir bei
den MaRnahmen zum wirtschaftlichen Wiederaufschwung
Uber alle Branchen hinweg nutzbar machen. Dem Einsatz
von KI im Gesundheitsbereich kommt dabei eine beson-
dere Bedeutung zu. Anwendungen von KI sollten stets mit
Blick auf das Wohl unserer freiheitlichen demokratischen
Gesellschaft entwickelt werden.

In der europédischen Datenpolitik wollen wir den Schwer-
punkt auf Innovation, Datenzugang, verantwortungsvol-
le Nutzung, Datenkompetenz und Sicherheit legen. Wir
mochten die durch die Europdische Datenstrategie ange-
stoRene Diskussion zu Regeln und Leitlinien fiir die Go-
vernance gemeinsamer europdischer Datenrdume voran-
bringen. Zudem wollen wir die Debatte um angemessene
Nutzung hochwertiger Datensatze fiir digitale Dienste fort-



setzen. Um zukiinftige EU-weite Gesundheitskrisen noch
besser bewiltigen zu kdnnen, werden wir daran arbeiten,
den europaweiten Zugang zu und Austausch von gesund-
heitsbezogenen Daten zu verbessern. Wir wollen Weichen
fur einen transparenten und rechtssicheren europdischen
Gesundheitsdatenraum stellen und unter Nutzung von
Ratsschlussfolgerungen die Erarbeitung eines ,Code of
Conduct® zur datenschutzkonformen Nutzung von Ge-
sundheitsdaten anstoRen. Die gemeinsame Nutzung von
Daten, etwa im Landwirtschaftssektor, im Verkehrsbe-
reich oder fir eine bessere Kreislaufwirtschaft, wollen wir
ebenfalls fordern. Der Schutz personenbezogener Daten,
die Datenhoheit und das Verbraucherschutzrecht miissen
dabei jederzeit gewahrleistet bleiben. Fiir die Souveranitat
unserer Blrger missen sie Daten sicher und frei vom Zu-
gang Dritter auf ihren Endgeréten speichern kénnen. Hier-
zu wollen wir die rechtlichen Voraussetzungen schaffen,
dass es in allen Endgeréten sichere Ablagemdglichkeiten,
sog. Standardisierte Secure Elements, gibt.

Ein gut funktionierender Binnenmarkt auch im digitalen
Bereich ist wichtige Voraussetzung fir die Wettbewerbs-
fahigkeit der EU und den Wiederaufschwung ihrer Wirt-
schaft nach der Corona-Krise. Wir setzen uns fiir eine mo-
derne digitale Ordnungspolitik ein, die den beschleunigten
digitalen Wandel Uber wirtschaftspolitische Rahmenset-
zungen unterstiitzt und ihn gleichzeitig wettbewerbskon-
form, verbraucherfreundlich, sozial und nachhaltig gestal-
tet. Der Binnenmarkt sollte durch bessere Haftungs- und
Sicherheitsvorschriften fiir die Plattformékonomie und di-
gitale Dienste und im Bereich Verbraucherschutz gestarkt
werden. Zum Thema Okodesign streben wir Ratsschluss-
folgerungen an. Wir setzen uns fiir eine koharente EU-Ge-
samtstrategie zum Schutz geistigen Eigentums ein, um In-
novationsschutz und faire Zugangsrechte sicherzustellen
und Kreativitat zu fordern.

Bei der Umsetzung der EU-Strategie zum digitalen Zeit-
alter wollen wir einen Schwerpunkt darauf legen, die di-
gitale Teilhabe der Biirgerinnen und Biirger zu stérken, im
Hinblick auf die ,Zukunft der Arbeit” gute Tatigkeitsbe-
dingungen und soziale Sicherheit - einschlieRlich in neuen
Arbeitsformen wie der plattformbasierten Arbeit - zu ge-
wahrleisten sowie Fahigkeiten und Kompetenzen fiir das
digitale Zeitalter zu vermitteln. Den Aktionsplan der Kom-
mission zur digitalen Bildung mdchten wir im Rat auch im
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Hinblick auf die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie
auf den Bildungssektor diskutieren und streben unter
Wahrung des Subsidiaritdtsgrundsatzes Ratsschlussfolger-
ungen an.

Starkung der Wettbewerbsfahigkeit

Der einheitliche Wirtschaftsraum der EU ohne Binnengren-
zen bildet die Basis fir unseren Wohlstand, fir soziale Si-
cherheit und Zusammenhalt. Wir wollen den Binnenmarkt
fur zentrale Zukunftsbereiche weiterentwickeln - ohne die
bisherigen Prioritdten aus den Augen zu verlieren - und
setzen uns dabei fir eine effektive Um- und Durchsetzung
der Binnenmarktregeln sowie fiir den Abbau verbleibender,
nicht gerechtfertigter Hindernisse im Binnenmarkt ein. Wir
treten fur einen effizienten, innovationsfreundlichen und
zukunftssicheren Regulierungsrahmen ein. Wir wollen die
evidenzbasierte Gesetzgebung ausbauen, die Gesetzesfol-
genabschidtzung weiter stdrken, die Nutzung von Experi-
mentierklauseln sowie Reallaboren ausweiten und uns fir
eine effektive Umsetzung der One in, One Out-Regelung
einsetzen.

Der einheitliche Wirtschaftsraum der EU ohne
Binnengrenzen bildet die Basis fiir unseren

Wohlstand, fiir soziale Sicherheit und Zusammenhalt.

Eine wettbewerbsfahige europdische Industrie und ein
vitaler Mittelstand sind unentbehrlich, um den digitalen
und 6kologischen Wandel zu meistern. Vor diesem Hinter-
grund wollen wir die Industrie- und die KMU-Strategie der
Kommission zukunftsorientiert mit dem Ziel der Starkung
europaischer Kooperation insbesondere in innovativen
Schlisseltechnologien weiterentwickeln. Wir wollen im
Rahmen von Ratsschlussfolgerungen Impulse zur Starkung
der Wettbewerbsfahigkeit der europdischen Industrie so-
wie von kleinen und mittleren Unternehmen setzen. Dazu
diskutieren wir geeignete Rahmenbedingungen, die For-
derung zukunftsfahiger Innovationen und Malnahmen,
die die Finanzierung, substanzielle Biirokratieentlastung
und KMU-freundliche Rechtsetzung betreffen. Auf einer
KMU-Konferenz im November wollen wir u.a. grenziiber-
schreitende Ansatze zur Starkung von Entrepreneurship,
Digitalisierung und Innovationen diskutieren.
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Wir setzen uns in unserer Ratsprasidentschaft fiir eine Mo-
dernisierung des europdischen Beihilferechts zur Sicher-
stellung fairer Wettbewerbsbedingungen und zur Unter-
stitzung der Umsetzung des Europdischen Griinen Deals
ein. Beihilfen und Kooperationen, die der Schaffung von
Infrastrukturen wie Breitband- und Mobilfunknetzen so-
wie der Umsetzung von KlimaschutzmalRnahmen dienen,
sollten unter vereinfachten Bedingungen erméglicht wer-
den. Wir streben zudem MalRnahmen zur Vermeidung der
Verlagerung von CO2-Emissionen in Drittstaaten (Carbon
Leakage), zur Unterstiitzung vom Kohleausstieg betrof-
fener Regionen und der Wirtschaft insgesamt sowie eine
Uberarbeitung der Beihilfevorschriften an, die Umwelt-
und Energiebeihilfen betreffen. Im Wettbewerbsrecht
treten wir daftr ein, dass bei Fusionskontrollverfahren die
globale Konkurrenzsituation im Blick behalten wird und
Unternehmen bei Kooperationen mehr Rechtssicherheit
erhalten. Die wettbewerbsrechtliche Missbrauchsaufsicht
sollte auch im Hinblick auf Plattformmarkte weiterentwi-
ckelt werden.

Wir setzen uns fir eine zukunftsgerichtete EU-Strukturpo-
litik ein, die Wettbewerbsfahigkeit und Krisenresilienz der
europdischen Regionen starkt. Unser Fokus liegt auf dem
innovativen wirtschaftlichen Wandel, dem Klima- und Um-
weltschutz und der Sicherung nachhaltiger Beschiaftigung.
Die Trilogverhandlungen zum neuen Legislativpaket der
EU-Strukturfonds wollen wir so weit wie méglich abschlie-
Ren. Hohe Bedeutung haben der nachhaltige Strukturwan-
del in den Regionen sowie Investitionen in Digitalisierung,
Kiinstliche Intelligenz, innovative Energietechnologien
und in das Humankapital.

Wissen, Forschung und Bildung sind entscheidende Treiber
europdischer Innovations- und Wettbewerbsfahigkeit so-
wie ein Schlissel fiir eine erfolgreiche Umsetzung des Eu-
ropdischen Griinen Deals. Bei der Weiterentwicklung des
Europdischen Forschungsraums wollen wir Initiativen zum
Grinen Wasserstoff, der Resilienz Europas bei Pandemien,
zur Birgerbeteiligung und verstdrkter internationaler Zu-
sammenarbeit auf den Weg bringen.

Die EU muss die Mobilitdt der Zukunft nachhaltig, innova-
tiv und vernetzt ausgestalten. Dabei miissen wir den 6ko-
logischen Herausforderungen unserer Zeit begegnen und
gleichzeitig die Wettbewerbsfahigkeit des europdischen

Verkehrssektors sicherstellen. Zudem wollen wir die Aus-
wirkungen der Pandemie auf unsere Verkehrsinfrastruk-
turen und ihre Krisenfestigkeit analysieren, um den euro-
paischen Verkehrsraum und effiziente Logistikketten zu
starken. Wir méchten zudem im Rat Orientierung fir die
von der Kommission angekiindigte EU-Strategie flir nach-
haltige und intelligente Mobilitat erarbeiten. Zugleich wer-
den wir Verhandlungen (ber Legislativprojekte in einzel-
nen Verkehrsbereichen vorantreiben.

Nachhaltige Finanzmarktarchitektur,
stabile Finanzpolitik und Steuergerechtigkeit

Wirtschaftsaktivitditen und Unternehmensstrukturen ha-
ben sich auch durch die Digitalisierung stark verdndert, die
Corona-Pandemie hat zusatzliche Herausforderungen mit
sich gebracht. Die europdische Steuerpolitik muss modern
und innovativ sein, um die wirtschaftliche Starke Europas
weiter zu fordern und das Steueraufkommen der Mitglied-
staaten zu sichern.

Die Steuerlast muss dabei gerecht und transparent ver-
teilt sein. Zurzeit erarbeitet die OECD Reformvorschlége,
welche die steuerlichen Herausforderungen der Digita-
lisierung wirksam l6sen sollen und die Einfihrung einer
effektiven globalen Mindestbesteuerung beinhalten. Nach
dem Abschluss der Verhandlungen wollen wir die Umset-
zung der Ergebnisse in der EU vorantreiben. Wir setzen uns
auch fur die Einfihrung einer Finanztransaktionssteuer auf
europaischer Ebene ein. Die wachsende Mobilitdt von Biir-
gern, Unternehmen und Vermogen erfordert im Interesse
der Vereinfachung der Besteuerung, dass die Steuerbe-
hoérden der Mitgliedstaaten zusammenwirken. Wir wollen



daher die Amtshilferichtlinie Gberarbeiten. Dies dient auch
einer wirksamen Bekdampfung von Steuerhinterziehung.
Den Kampf gegen Geldwidsche und Terrorismusfinanzie-
rung werden wir ebenfalls intensivieren.

In der derzeitigen Krisensituation stehen MaRnahmen
zur Einddmmung der Pandemie sowie zur Wiederher-
stellung der vollen Funktionsfdhigkeit der Gesellschaften
und Volkswirtschaften Europas zu Recht im Mittelpunkt.
Sobald die wirtschaftlichen Bedingungen dies zulassen,
sollte die Haushaltspolitik in den Mitgliedstaaten erneut
auf die mittelfristige Erreichung einer vorsichtigen Haus-
haltslage ausgerichtet werden, denn diese ist zentral fir
Stabilitat, Widerstandsfahigkeit und Wachstumsaussichten
der Wirtschafts- und Wahrungsunion. Bei der Uberpriifung
des Stabilitdts- und Wachstumspakts sollte daher auch die
Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen im Vordergrund
stehen, um in Krisensituationen den noétigen Handlungs-
spielraum zu geben.

Wir wollen die Kapitalmarktunion vertiefen, um kapital-
marktbasierte Finanzierung zu férdern und um den euro-
padischen Kapitalmarkt weiter zu integrieren und inter-
national wettbewerbsfahiger zu machen. Dies dient einer
besseren Finanzierung der Realwirtschaft sowie strategi-
scher Investitionen. Wir unterstiitzen eine Fortentwick-
lung der Bankenunion, um die Stabilitdt des Finanzsystems
zu erh6hen und den europdischen Binnenmarkt zu starken.

Die fortschreitende Digitalisierung des Finanzdienstleis-
tungssektors er6ffnet Chancen fiir neue Geschiaftsmodel-
le, Produkte und Anbieter. Mit ihr gehen aber auch Risiken
einher und sie fihrt zu starken Veranderungen des Mark-
tes. Dies macht regulatorische Anpassungen erforderlich.
Mit der Schaffung einer digitalen Finanzmarktunion wol-
len wir bestehende Hemmnisse fiir grenziiberschreitende
digitale Finanzdienstleistungen abbauen, um internatio-
nal wettbewerbsfahig zu bleiben. Wir wollen die Arbeiten
im Rahmen der angekiindigten Digital Finance-Strategie
der Kommission und der Regulierungsvorschldge etwa zu
Krypto-Assets unterstiitzen, um einen Beitrag zur Souve-
ranitdt des europdischen Finanzmarktes zu leisten.
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12 | Gemeinsam. Europa wieder stark machen.

III. Ein gerechtes Europa

Gesellschaftlicher Zusammenbhalt, soziale Sicherheit und Solidaritit sind zentrale Grundpfeiler eines gerechten Europa.
Die COVID-19-Pandemie hat zu nachhaltigen Einschnitten im Alltag von vielen Européderinnen und Europdern gefiihrt
und Ungleichheiten verschérft. Umso entschlossener setzen wir uns in unserer Ratsprasidentschaft fiir die Bewiltigung
der sozialen Auswirkungen der Krise, fiir die Wahrung des gesellschaftlichen Zusammenhalts und fiir die Férderung
nachhaltiger Zukunftsperspektiven junger Menschen in Europa ein. Zudem ist die Férderung der generationsiibergrei-
fenden Solidaritdt fiir uns von zentraler Bedeutung, besonders der Schutz von Kindern und ilteren Menschen, die in
Krisenzeiten besonders verwundbar sind. Die Gestaltung eines gerechten Europas ist auch eine langfristige Aufgabe,
denn die Herausforderungen fiir unsere soziale Sicherheit werden im Zuge des 6kologischen, digitalen und demogra-
phischen Wandels zunehmen. Diesen Wandel wollen wir fiir Alt und Jung sozialvertraglich und gerecht gestalten. Wir
mochten wiahrend unserer Ratspréasidentschaft auch die Gleichstellung von Frauen und Ménnern voranbringen, die
Belange von Menschen mit Behinderungen beriicksichtigen und eine aktive Zivilgesellschaft fordern.

Starkung der sozialen Dimension und
des sozialen Zusammenhalts

Trotz GegenmaRnahmen zur Stabilisierung ist in Folge der
COVID-19-Pandemie nicht nur die Wirtschaft, sondern
auch die Beschiftigung und die soziale Lage in den Mit-
gliedstaaten in unterschiedlichem AusmaR unter Druck
geraten. Wir setzen uns deshalb daflr ein, die soziale und
wirtschaftliche Aufwartskonvergenz in Europa unter Wah-
rung der Kompetenzordnung voranzubringen. Ziel ist es,
in Umsetzung der Europaischen Saule Sozialer Rechte Un-
gleichheiten innerhalb der EU zu reduzieren, Verwerfungen
an den Arbeitsmarkten auch aufgrund externer Schocks zu
mindern und den sozialen Schutz zu verbessern. Wir treten
insbesondere fiir die Entwicklung eines EU-Rahmens fir
nationale Mindestlohne ein, der den Schutz von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern sowie die Sozialpartnerschaft
und ihre herausgehobene Rolle bei der Gestaltung der Ar-
beitsbedingungen starkt und zur Einkommensstabilisierung
auch in Wirtschaftskrisen beitragt. Wir wollen den Vorschlag
der Kommission fiir ein entsprechendes Instrument fir
faire Mindestléhne im Rat - aufbauend auf dem Konsulta-
tionsprozess mit den Sozialpartnern - in diesem Sinne dis-
kutieren, um so einen echten Mehrwert fur den Schutz von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu erreichen.

Armut und soziale Ausgrenzung sind nach wie vor zentrale
Herausforderungen in Europa, die sich in Krisenzeiten wei-

ter verscharfen. Um Beddirftigen die Teilhabe an der Gesell-
schaft und dem Arbeitsmarkt zu ermdéglichen, spielen die
nationalen Mindestsicherungsleistungen in den Mitglied-
staaten eine wichtige Rolle. Wir wollen einen Rahmen fiir
nationale Grundsicherungssysteme in den EU-Staaten ent-
wickeln. Der angekiindigte Vorschlag der Kommission fir
eine europdische Arbeitslosenriickversicherungsregelung,
den wir im Rat zu prifen beabsichtigen, wurde bereits im
Programm der Trio-Prdsidentschaft als ein wichtiger Schritt
zur weiteren Umsetzung der europdischen Saule sozialer
Rechte bezeichnet. Auf der Basis der von der Kommission
angekiindigten Guidance Note streben wir Schlussfolge-
rungen zur Verbesserung der Durchsetzung der Arbeits-
bedingungen von Saisonarbeitnehmerinnen und Saison-
arbeitnehmern durch die Mitgliedstaaten an. Denn die
COVID-19-Pandemie hat bestehende Missstinde weiter
offengelegt.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt, soziale Sicherheit
und Solidaritdt sind zentrale Grundpfeiler

eines gerechten Europa.

Wir wollen bei der Umsetzung der ,Skills Agenda“ der
Kommission Weiterbildung als zentrale arbeitsmarktpoliti-
sche Antwort auf den digitalen und 6kologischen Struktur-
wandel in den Fokus riicken und den Austausch zwischen



den Mitgliedstaaten zur Weiterbildung intensivieren. Beruf-
liche Bildung muss in Zeiten des digitalen und 6kologischen
Wandels auf die Arbeitspldtze der Zukunft vorbereiten, um
jungen Menschen und langjahrig Berufstatigen Perspek-
tiven zu geben und um Fachkraftemangel zu bekampfen.
Wir wollen wahrend unserer Ratsprasidentschaft die grenz-
Ubergreifende Berufsbildungskooperation im Rahmen des
Kopenhagen-Prozesses vertiefen und mit der Annahme der
Osnabriick-Deklaration eine exzellente Berufsbildung auf
Hochschulniveau entwickeln. In Reaktion auf die Pandemie
werden wir beim Ausbau der digitalen Bildung besondere
Anstrengungen unternehmen, um digitale Lésungen kom-
patibel mit der neuen Europass-Plattform umzusetzen, die
Lehrende qualifiziert und Birgerinnen und Biirgern neue
Entwicklungsperspektiven eréffnet. Wir setzen uns des-
halb auch dafir ein, dass im Rahmen eines ,,Europaischen
Bildungsraums* die Lernmobilitat erhdht, die Anerkennung
von Bildungsabschliissen erleichtert und ein Dach fiir eine
Nachfolgestrategie zur Kooperation in der allgemeinen und
beruflichen Bildung angestofRen wird.

Wir werden die Erarbeitung des von der Kommission ange-
kiindigten Krebsplan (,Europe’s Beating Cancer Plan®) be-
gleiten und diesen im Rat diskutieren, mit dem Ziel sowohl
Pravention und Behandlung von Krebs voranzubringen als
auch die Potenziale der Digitalisierung fiir eine bessere
Krebsbekdampfung zu erhéhen. Dariiber hinaus werden wir
die Forschungs- und Innovationsmission ,Krebs“ der Kom-
mission unterstiitzen.

Gleichstellung von Frauen und Mannern

Die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und
Mannern ist ein Auftrag an uns alle, an dem die Zukunfts-
fahigkeit der EU gemessen wird. Wir sind davon (ber-
zeugt, dass die institutionelle Aufwertung einer umfas-
senden Gleichstellungspolitik zu mehr Zusammenhalt in
Europa beitragen wird. Dabei gilt es prioritar das Gebot
des gleichen Entgelts fir gleichwertige Arbeit flr Frauen
und Manner zu verwirklichen, die Gleichstellung von Frau-
en und Mannern weiter vorantreiben und sichtbar zu ma-
chen sowie geschlechtsspezifische Gewalt zu bekampfen.
Wir begriiRen die neue Strategie der Kommission fiir die
Gleichstellung der Geschlechter, in der unter anderem Fra-
gen der geschlechtsspezifischen Gewalt und der Gleich-
stellung von Frauen und Mannern auf dem Arbeitsmarkt
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behandelt werden. Um die gleichberechtigte Teilhabe von
Frauen am Erwerbsleben zu starken, setzen wir uns euro-
paweit fur die partnerschaftliche Aufteilung von Erwerbs-
und Sorgearbeit zwischen Frauen und Méannern ein und
wollen mit Ratsschlussfolgerungen ein politisches Zeichen
zur Unterstlitzung setzen. Die Pandemie hat den Wert der
Sorgearbeit verdeutlicht. Wir werden uns in unserer Rats-
prasidentschaft dafiir einsetzen, negative wirtschaftliche
und soziale Auswirkungen der COVID-19-Pandemie fiir
Frauen abzumildern, die eigenstandige Existenzsicherung
von Frauen zu férdern und den Praxisaustausch zwischen
den Mitgliedstaaten im Rahmen eines informellen Treffens
der Gleichstellungsministerinnen und -minister zu intensi-
vieren. Zur Forderung der Geschlechtergerechtigkeit in der
Kultur wollen wir unter anderem die Chancengleichheit
starken und die Partizipation und Vernetzung von Frauen
in kreativen Schaffensprozessen voranbringen. Wir werden
die Kommission bei der Verabschiedung des Gender-Akti-
onsplans III unterstiitzen und streben hierzu Ratsschluss-
folgerungen an.

Um Frauen auch in Krisenzeiten besser gegen Gewalt zu
schiitzen, werden wir uns weiter fir die Ratifikation der
Istanbul-Konvention des Europarats durch die EU und al-
ler Mitgliedstaaten einsetzen. Wir werden in unserer Pra-
sidentschaft fir den europaweiten Ausbau und Zugang zu
Schutz und Beratung werben.

Schutz und Teilhabe junger Menschen

Junge Menschen sind wichtige Impulsgeber fiir die Zukunft
unseres Kontinents, und sie sind in Krisenzeiten besonders
verwundbar. Wir werden die Beteiligung junger Menschen
europaweit férdern. Mit einer Europaischen Jugendarbeits-
agenda wollen wir die Angebote in der Jugendarbeit weiter
starken und damit alle jungen Menschen in der Entwicklung
ihrer Personlichkeit unterstitzen.

Damit Europa ein Kontinent der Chancen bleibt, miissen
wir die Jugendarbeitslosigkeit weiter engagiert bekampfen.
Junge Menschen miissen prioritdr bei dem Einstieg in den
Arbeitsmarkt in besonderem MalRe geférdert werden. Un-
ser Ziel ist es, durch die Starkung der Jugendgarantie junge
Menschen aktiv zu unterstiitzen und sie auf den grundle-
genden Wandel unserer Arbeitswelt vorzubereiten - gerade
auch in Krisenzeiten.
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Forderung einer aktiven Zivilgesellschaft und ter den durch COVID-19 gednderten Rahmenbedingungen

des gesellschaftlichen Zusammenhalts stattfinden kann. Wir werden unseren Beitrag dazu leisten,
die Konferenz zum Erfolg zu fihren.

Europdische Politik in einem demokratischen Europa

braucht eine Europiische Offentlichkeit und die Partizipa-

tion einer aktiven Zivilgesellschaft, die auch von der kultu-

Europdische Politik in einem demokratischen Europa
braucht eine Europdische Offentlichkeit und die
Partizipation einer aktiven Zivilgesellschaft, die auch

von der kulturellen und medialen Vielfalt lebt.

rellen und medialen Vielfalt lebt. In dieser Logik steht auch
das Kulturprogramm der deutschen EU-Ratsprasidentschaft
mit einem partizipativen EU-weiten Kunstwerk von Olafur
Eliasson Gber Landes- und Generationsgrenzen hinweg.

Waihrend der deutschen Ratsprasidentschaft wollen wir zu-
dem die Bedeutung des gesellschaftlichen Zusammenhalts
innerhalb Europas betonen und dazu Mdéglichkeiten ihrer
Forderung auf lokaler, regionaler, nationaler und europai-
scher Ebene erarbeiten. Nur gemeinsam mit allen Europée-
rinnen und Europdern kénnen wir die Zukunft der Europai-
schen Union gestalten. Diesem Leitgedanken folgt die von
der Kommission angestoRene Idee einer Konferenz zur Zu-
kunft Europas. Sie bietet ein Forum, um (iber die ldngerfris-
tigen Ziele der Europdischen Union einen breiten Diskurs zu
fihren, aber auch Uber die Lehren, die wir aus der COVID-
19-Pandemie ziehen. Wir werden uns daflir einsetzen, dass
sich Rat, Kommission und das Europdische Parlament ziigig
Uber Struktur und Mandat der Konferenz verstdndigen; da-
bei missen wir auch kliren, wie eine solche Konferenz un-
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IV. Ein nachhaltiges Europa

Unser Ziel ist es, die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie nachhaltig und inklusiv
zu bewiltigen und dabei den Ubergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft mit zu gestalten. Die Schwerpunkte hierfiir
sind eine ambitionierte Klima-, Umwelt- und Biodiversitatsschutzpolitik, die Ausrichtung an der Agenda 2030 fiir nach-
haltige Entwicklung der Vereinten Nationen und eine nachhaltige Landwirtschaft. Die deutsche Ratsprasidentschaft
wird sich zudem dafiir einsetzen, dass die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten weiterhin international als ehr-
geizige und aktive Akteure fiir Klimadiplomatie, Nachhaltigkeit und europdische Werte auftreten.

Ambitionierte Klima- und Umweltschutzpolitik

Der fur eine ambitionierte Klima- und Umweltschutz-
politik erforderliche wirtschaftliche, technologische und
gesellschaftliche Transformationsprozess kann nur er-
folgreich sein, wenn er wirtschaftspolitisch ausgewogen
sowie sozial gerecht ist und von der gesamten Gesell-
schaft getragen wird. Die deutsche Ratsprasidentschaft
will diesen Transformationsprozess mit aller Kraft mitge-
stalten.

Unser Ziel ist es, die wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie
nachhaltig und inklusiv zu bewdiltigen und dabei
den Ubergang zu einer nachhaltigen Wirtschaft

mit zu gestalten.

Die Europdische Kommission hat zu Recht den Europdi-
schen Grinen Deal als umfassende und ambitionierte
Strategie vorgelegt. Sie verbindet Klima-, Umwelt- und
Biodiversitatsschutz mit wichtigen Wachstumsimpulsen
und beinhaltet MaRnahmen in allen relevanten Politikfel-
dern. Wir werden die Implementierung des Griinen Deals
umfassend begleiten und dafiir eine enge Koordinierung
zwischen allen betroffenen Ratsformationen sicherstel-
len. Wir wollen zudem im Rat Schlussfolgerungen zum
neuen Kreislaufwirtschaftsaktionsplan der Kommission
und seiner Umsetzung annehmen. Wahrend unserer Rats-
prasidentschaft wollen wir die Verhandlungen (iber das 8.
Umweltaktionsprogramm der Union beginnen.

Weiterhin wollen wir Ratsschlussfolgerungen zu der neuen
EU-Biodiversitatsstrategie auf den Weg bringen, um den
fortschreitenden Biodiversitatsverlust zu stoppen und die
fiir den Menschen wichtigen Leistungen der Okosysteme
zu erhalten, auch im Hinblick auf den Zusammenhang, der
zwischen biologischer Vielfalt und menschlicher Gesund-
heit besteht. Sie ist ein Kernelement des Griinen Deals zur
Uberwindung der Folgen der COVID-19-Pandemie und
bildet die Grundlage fiir eine engagierte Mitwirkung der
Union bei einer neu terminierten COP15 der Biodiversitéts-
konvention.

Wahrend unserer Ratsprasidentschaft wollen wir darauf
hinarbeiten, die Beratung des Entwurfs eines europdischen
Klimagesetzes, welches insbesondere die Klimaneutralitat
der Europdischen Union bis 2050 rechtlich verbindlich fest-
schreibt, im Rat abzuschlieRen. Dariiber hinaus wollen wir
beschliellen, in welchem Umfang die Europaische Union -
auch unter Beriicksichtigung unserer wirtschaftlichen Leis-
tungsfahigkeit und unserer globalen Wettbewerbsfahigkeit
—ihren nationalen Klimabeitrag (NDC) fiir das Jahr 2030 er-
hoéhen kann. Wir begriiRen, dass die Europdische Kommis-
sion einen Vorschlag angekiindigt hat, das EU-Ziel fiir 2030
auf 50-55% im Vergleich zu 1990 anzuheben. Die Grundlage
fur die weiteren Diskussionen wird die Folgenabschatzung
der EU-Kommission bilden, insbesondere im Hinblick auf
die Wettbewerbsfahigkeit der europdischen Wirtschaft, fir
das Sozialsystem sowie ein gemeinsames Verstandnis von
sektorspezifischen Beitragen.

Um die ehrgeizigen Klimaziele der Europdischen Union zu
erreichen, wollen wir im Verkehrsbereich weiter auf eine kli-
mafreundliche, nachhaltige und bezahlbare Mobilitat hinar-
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beiten. Im Energiebereich hat die Kommission fiir das Jahr
2020 wichtige Strategien angekiindigt. Dem ziigigen Aus-
bau von Offshore-Windenergie kommt eine Schlisselrolle
zu, um die ambitionierten Ziele der Europaischen Union im
Bereich der Erneuerbaren Energien zu erreichen und Versor-
gungssicherheit zu gewdhrleisten. Wir streben Ratsschluss-
folgerungen zu den europdischen Rahmenbedingungen fir
gemeinsame Erneuerbare-Energien-Projekte der Mitglied-
staaten, insbesondere im Bereich Offshore-Windenergie,
an. Europa hat zudem ein vitales Interesse an einer siche-
ren und zukunftsfahigen Versorgung mit CO2-neutralen
und vorzugsweise CO2-freien Gasen - wie insbesondere
Wasserstoff aus erneuerbaren Energien—, die zugleich die
Potenziale zur Dekarbonisierung erschlieRt. Daher wollen
wir wahrend unserer Ratsprasidentschaft entsprechende
Diskussionen zum notwendigen Marktdesign fiihren mit
dem Ziel, zur Entwicklung der entsprechenden Markte und
Infrastrukturen in der Union beizutragen. Wir wollen im Rat
auch europdische Handlungsanséatze zur Erreichung der Kli-
ma- und Energieziele diskutieren, insbesondere die Auswei-
tung der CO2-Bepreisung auf alle Sektoren und die Einfiih-
rung einer moderaten CO2-Mindestbepreisung im Rahmen
des europiischen Emissionshandelssystems (EU ETS).

Der fiir eine ambitionierte Klima- und Umweltschutz-
politik erforderliche Transformationsprozess kann
nur erfolgreich sein, wenn er wirtschaftspolitisch
ausgewogen, sozial gerecht ist und von der gesamten

Gesellschaft getragen wird.

Die Europdische Union und ihre Mitgliedstaaten missen
durch eine ambitionierte und engagierte Klimadiplomatie
auch international ihren Beitrag zum Umwelt- und Klima-
schutz leisten. Um die Bewiltigung der COVID-19-Pan-
demie nachhaltig und klima- und umweltfreundlich zu ge-
stalten, wollen wir deshalb in Zusammenarbeit mit unseren
internationalen Partnern strategisch und koordiniert auf
eine weltweite Anhebung der Klimaziele hinwirken, wie un-
ter dem Pariser Abkommen vereinbart. Wir werden uns da-
fir einsetzen, dass auch Fortschritte mit Blick auf die Ver-
besserung der nationalen Klimabeitrage gemacht werden.
International werden wir uns auRerdem unter Beachtung
des Prinzips der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortung, fiir fairen Wettbewerb (,Level Playing Field)

bei der Vermeidung von CO2-Emissionen wie auch dafiir
einsetzen, dass Verlagerungsanreize fiir CO2 in Drittstaa-
ten (,Carbon Leakage“) verhindert werden. Zudem wollen
wir den Europdischen Green Deal mit einer aktiven Ener-
gieauBenpolitik begleiten: Der EU-Energiediplomatie-Ak-
tionsplan soll aktualisiert werden, um z.B. neue Partner fiir
griine Energieimporte zu gewinnen und fossile Exporteure
fur die Chancen einer neuen Energiewelt zu sensibilisieren.

Nachhaltiges Europa

Die Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und die
nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable Development
Goals - SDG) sind Leitbild der deutschen Ratsprasident-
schaft. Wir setzen uns dafiir ein, dass das angekiindigte
Konzept der Kommission fiir die umfassende Umsetzung
der Agenda 2030 vorgelegt wird, so dass die Beratungen
dazu im Rat im zweiten Halbjahr beginnen kénnen. Das
Konzept sollte mit regelmaRigen Fortschrittsberichten
der Kommission zur Erreichung der SDG in der Europi-
schen Union verbunden werden. Darin sollte auch aufge-
zeigt werden, in welchen Bereichen zusatzliche politische
MalRnahmen erforderlich sind. Die kulturelle Dimension
nachhaltiger Entwicklung wollen wir im Rahmen unserer
Ratsprasidentschaft sichtbar machen, indem wir etwa die
Zusammenhange zwischen dieser, dem Klimawandel und
Kulturerbeschutz thematisieren.

Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft und Fischerei
und zukunftsfihige landliche Raume

Die COVID-19-Pandemie hat uns die Bedeutung der regio-
nalen Sicherung der Erndhrung wieder stérker ins Bewusst-
sein gebracht. Wir wollen einen Beitrag zur Umsetzung
der SDG durch eine moderne und nachhaltige Land- und
Fischereiwirtschaft leisten. Besondere Chancen ergeben
sich hierbei durch die Moglichkeiten der Digitalisierung.
Wir streben in den Verhandlungen (ber die Gemeinsame
européische Agrarpolitik (GAP) nach 2020 eine Allgemei-
ne Ausrichtung des Rates an. Enge Beziige zur GAP hat
die Strategie der Europdischen Kommission ,Vom Hof auf
den Tisch zu der wir Schlussfolgerungen anstreben. Zu-
dem beabsichtigen wir Schlussfolgerungen zu Fragen des
Tierwohls sowie der Kennzeichnung von Lebensmitteln. Im
Bereich der Fischerei werden wir unter anderem Verhand-
lungen Uber die Fangmoglichkeiten 2021 fihren.



Im Sinne nachhaltiger Entwicklung sollten die Gemeinsa-
me Europdische Agrarpolitik und weitere Politikbereiche
noch starker dazu beitragen, die Zukunft ldndlicher Rdume
zu sichern, Entwicklungspotenziale landlicher Regionen zu
nutzen und sie als attraktive Lebens- und Wirtschaftsrau-
me zu erhalten und weiterzuentwickeln. Hier kommt den
Mitgliedstaaten kiinftig eine groRere Verantwortung fir
die Ausgestaltung von FérdermaRnahmen zur Starkung der
landlichen Entwicklung zu. Daneben wollen wir eine nach-
haltige und ausgewogene Raum- und Stadtentwicklung
voranbringen, indem wir die Territoriale Agenda 2030 be-
schlieRen und die ,Leipzig-Charta zur nachhaltigen euro-
paischen Stadt“ (2007) fortschreiben.

Verbraucherschutz

Zur Uberwindung der COVID-19-Pandemie bendtigen wir
das Vertrauen der Verbraucherinnen und Verbraucher in ei-
nen starken europdischen Binnenmarkt. Wir setzen uns da-
fur ein, dass der Rat friihzeitig in die Erarbeitung der neuen
Verbraucheragenda einbezogen wird, die die Kommission
im zweiten Halbjahr 2020 vorlegen will. Die Agenda muss
dazu beitragen, den Verbraucherschutz in der Europdischen
Union an die aktuellen digitalen und 6kologischen Heraus-
forderungen anzupassen, Verbraucherinnen und Verbrau-
cher zu schiitzen und das bestehende Verbraucherrecht
besser durchzusetzen.
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V. Ein Europa der Sicherheit und der

gemeinsamen Werte

Wir wollen unsere europdische Rechts- und Wertegemeinschaft stirken. Dies setzt auch voraus, dass wir in enger
Zusammenarbeit mit unseren europdischen Partnern iiberzeugende Antworten auf zentrale Fragen im Bereich
Sicherheit und auf Migrationsfragen finden. Europa muss ein Ort bleiben, in dem sich alle Menschen - gleich welcher
Herkunft, Uberzeugung oder Weltanschauung frei und sicher fiihlen kénnen. In der Asyl- und Migrationspolitik setzen

wir uns fir ambitionierte Reformen ein.

Starkung der Grundwerte und Grundrechte

Der Schutz unserer gemeinsamen Werte, individuellen
Rechte und Freiheiten ist eines der Kernmerkmale der Eu-
ropaischen Union. Rechtsstaatlichkeit ist dabei die Grund-
voraussetzung fiir den Schutz der anderen Werte. Sie ist
unerlasslich fir das Funktionieren der EU. Wir werden uns
wahrend unserer Présidentschaft daher umfassend fir
die Starkung der Grundwerte und insbesondere fiir einen
gemeinsamen, kooperativen und konstruktiven Umgang
mit dem Thema Rechtsstaatlichkeit einsetzen. Auf Grund-
lage des ersten jahrlichen Berichts der Kommission tber
die Lage der Rechtsstaatlichkeit in jedem Mitgliedstaat
wollen wir im Rat einen gleichberechtigten politischen
Rechtsstaatsdialog aller Mitgliedstaaten fiihren, beste-
hend aus zwei Aussprachen: eine jahrliche zu dem Bericht
als Ganzem und dessen horizontalen Aspekten und eine
halbjahrliche tber erste ldnderspezifische Kapitel des Be-
richts, so dass sukzessive alle Mitgliedstaaten behandelt
werden. Unser Ziel ist es, ein besseres Verstandnis tber die
Lage in jedem Mitgliedstaat zu entwickeln, Gefdahrdungen
frithzeitig zu erkennen und gegenseitige Unterstiitzung
anbieten zu kénnen.

Der Schutz unserer gemeinsamen Werte, individuellen
Rechte und Freiheiten ist eines der Kernmerkmale der

Europdischen Union.

Ein solcher Dialog kann nur komplementér zu weiteren
Mechanismen sein. Die Einhaltung rechtsstaatlicher Stan-

dards in der Union und ihren Mitgliedstaaten ist auch
Grundvoraussetzung dafiir, dass Mittel aus dem EU-Haus-
halt korrekt verwendet werden. Wir unterstiitzen daher
den Vorschlag der Kommission fiir eine Verknipfung von
EU-Haushaltsmitteln mit der Einhaltung rechtsstaatlicher
Standards in den Mitgliedstaaten.

Flr uns steht dartiber hinaus fest: Wo es in Mitgliedstaa-
ten rechtsstaatliche Defizite gibt, miissen die in den euro-
paischen Vertrdgen vorgesehenen Mechanismen entschie-
den genutzt werden. Dies gilt sowohl fir Verfahren nach
Art. 7 EUV als auch fir Verfahren vor dem Européischen
Gerichtshof.

Wir werden uns weiter flir den Beitritt der Europaischen
Union zur Europdischen Menschenrechtskonvention ein-
setzen - sobald die Lage hinsichtlich der COVID-19-Pan-
demie es erlaubt, sollten die Verhandlungen zum Beitritt
mit dem Europarat engagiert fortgesetzt werden.

Wir wollen uns fiir eine Demokratisierung des Internets
und eine Starkung der Resilienz von Gesellschaften im
Umgang mit falschen und irrefiihrenden Informationen
im Netz einsetzen. Darliber hinaus legen wir besonderes
Augenmerk auf die Bekdmpfung von Hasskriminalitat und
Rassismus. Um gemeinsam allen Formen von Antisemi-
tismus entschieden entgegenzutreten, streben wir einen
strukturierten Austausch auf europdischer Ebene an, insb.
zu Strategien und Strukturen fir eine ganzheitliche Be-
kampfung und Erfassung antisemitischer Vorfille. Zudem
werden wir entschieden gegen Antiziganismus vorgehen
und zur Fortentwicklung des EU-Rahmens fiir nationa-



le Strategien beitragen. In diesem Zusammenhang wer-
den wir uns fir die Umsetzung des Rahmenbeschlusses
2008/913/JI des Rates vom 28. November 2008 zur straf-
rechtlichen Bekdmpfung bestimmter Formen und Aus-
drucksweisen von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
einsetzen.

Kultur und Medien spielen eine tragende Rolle bei der
Vermittlung unserer europdischen Identitdt, unserer Ge-
schichte und Werte. Ihre Vielfalt und Freiheit wollen wir
sichern, etwa durch Fortsetzung des Programms Kreatives
Europa. Wie eine vielfiltige Medienlandschaft auch in Zei-
ten einer Krise sichergestellt werden kann, wollen wir im
Rahmen von Ratsschlussfolgerungen thematisieren. Wir
wollen priifen, wie wir den durch die COVID-19-Pande-
mie stark betroffenen Kultur- und Mediensektor noch ef-
fizienter unterstiitzen konnen. Den Strategischen Ansatz
der EU fir die internationalen Kulturbeziehungen wollen
wir systematisch umsetzen.

Starkung der Sicherheit der Biirgerinnen und Biirger

Wir wollen die grenziiberschreitende Zusammenarbeit
unserer Polizeibehdrden in einer Europdischen Polizei-
partnerschaft verbessern. Polizistinnen und Polizisten in
der Europdischen Union sollen so die notwendigen In-
formationen aus anderen Mitgliedstaaten zur Verfiigung
stehen. Wir wollen auch die Zusammenarbeit von Polizei,
Zoll und Justiz verbessern.

Die justizielle Zusammenarbeit zur Bekampfung grenz-
Uberschreitender Kriminalitait wollen wir stdrken, etwa
bei der grenziberschreitenden Gewinnung elektroni-
scher Beweismittel. Die COVID-19-Pandemie stellt die
internationale strafrechtliche Zusammenarbeit vor groRe
Herausforderungen, insbesondere bei Auslieferung und
Uberstellung, denen durch Koordinationsmechanismen
fur Krisenzeiten begegnet werden soll.

Die verschiedenen EU-Instrumente der justiziellen Zu-
sammenarbeit in Zivilsachen wollen wir ausbauen. Eine
krisenresiliente ziviljustizielle Zusammenarbeit in der EU
ist essenziell nicht nur fiir Blrgerinnen und Biirger, Be-
horden und Gerichte, sondern auch fir die Wirtschaft und
insbesondere fiir KMU. Die dazu bereits begonnenen Ar-
beiten werden wir fortsetzen.
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Die Bekdmpfung des internationalen Terrorismus gehort
nach wie vor zu den grofRen Herausforderungen in Europa.
In einem Europa der offenen Grenzen missen wir sicher-
stellen, dass Informationen zuverléssig und schnell flieRen.
Um dies weiter zu optimieren, setzen wir uns fir eine ge-
meinsame Analyse der verschiedenen nationalen Systeme
zu personenbezogenen Gefdhrdungseinschatzungen und
nationalen Gefahrderlisten ein. Zudem unterstitzen wir
den ziigigen Abschluss der Verordnung zur Verhinderung
der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte.

Neben islamistischem Terrorismus legen wir ein besonderes
Augenmerk auf die Bekampfung des Rechtsterrorismus und
gewaltbereiten Rechtsextremismus und wollen dafiir deren
EU-weite Vernetzung im Internet untersuchen.

Wir wollen die Fahigkeit von Europol zur Unterstiitzung der
operativen Arbeit der nationalen Sicherheitsbehérden im
Kampf gegen grenziiberschreitende Kriminalitat, terroristi-
sche und extremistische Bedrohungen starken und Europol
als Zentralstelle fir die europdische Polizei so ausbauen,
dass Europol sein Mandat fir Analyse und Informations-
austausch voll ausschépfen kann.

Um die Sicherheit im Cyberraum weiter zu starken, setzen
wir uns fir eine verstarkte Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten bei der Netz- und Informationssicherheit ein, ins-
besondere zum Schutz kritischer Infrastrukturen und wei-
terer Unternehmen im 6ffentlichen Interesse. Um dies zu
erreichen werden wir uns u.a. dafiir einsetzen, dass ein ein-
heitliches MindestmaR an IT-Sicherheit bei allen auf dem
Markt erhaltlichen Gerdten vorhanden ist.

Erneuerung der Europdischen
Migrations- und Asylpolitik

Migration und der Umgang mit Fliichtlingen sind Fragen,
fur die wir in der Europdischen Union nur gemeinsam nach-
haltig Losungen finden kénnen. Unsere europaischen Wer-
te, rechtsstaatliche und humanitdre Standards leiten uns
dabei.

Wir missen das Gemeinsame Europdische Asylsystem
(GEAS) ambitioniert reformieren, um ein faires, funktionsfa-
higes, effizientes und krisenfestes System zu schaffen. Aus-
gehend von den Vorschlagen der Kommission setzen wir
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uns fir eine Reform ein, die Verantwortlichkeiten und Soli-
daritat neu regelt, humanitdren Standards gerecht wird, die
Uberlastung einzelner Mitgliedstaaten durch eine gerechte
Verteilung der Schutzsuchenden nach einem fairen Zustéan-
digkeitsregime vermeidet und Sekundarmigration effektiv
begegnet. Fehlanreize zwischen den Mitgliedstaaten und
gegeniiber Schutzsuchenden wollen wir minimieren und
sicherstellen, dass das System in der Praxis funktioniert. Die
Rechte der Schutzsuchenden und Schutzberechtigten miis-
sen gewahrt und schnelle Entscheidungen dariiber getrof-
fen werden, wer tiberhaupt des Schutzes in einem EU-Mit-
gliedstaat bedarf. Unter anderem wollen wir verpflichtende
Verfahren an den EU-AulRengrenzen einfiihren, um Asylan-
trdge im Rahmen eines Vorverfahrens friihzeitig zu katego-
risieren, zu prifen und bei offensichtlich fehlender Schutz-
bedurftigkeit die Einreise in die EU zu verweigern. Zugleich
wollen wir die Resettlement-Kapazitdten der Europdischen
Union starken und ausbauen.

Migration und der Umgang mit Fliichtlingen sind
Fragen, fiir die wir in der Europdischen Union

nur gemeinsam nachhaltig Lésungen finden kénnen.

Ein funktionsfahiges und krisenfestes europaisches Asyl-
system erfordert auch einen wirksamen Mechanismus zur
effektiven freiwilligen Rilckkehr sowie nachhaltiger Re-
integration derjenigen Personen, denen kein Schutz in der
Europaischen Union zuerkannt werden kann. Zum anderen
wollen wir gemeinsame Standards fiir die Riickkehrzu-
sammenarbeit und wirksame Verfahren zur effektiven und
menschenrechtskonformen Riickfiihrung Ausreisepflich-
tiger entwickeln und durchfiihren und wollen in diesem
Zusammenhang vor allem die Verhandlungen Uber eine
Neufassung der Rickfiihrungsrichtlinie weiterbringen. Frei-
willige Riickkehr soll dabei Vorrang erhalten.

Die COVID-19-Pandemie trifft Fliichtlinge und Migranten
als vulnerable Personen in besonderem MalRe. Dies macht
den Ausbau unserer partnerschaftlichen Zusammenarbeit
mit den Herkunfts-, Aufnahme und Transitstaaten umso
dringlicher. Dabei verfolgen wir einen umfassenden Ansatz
zur Minderung der Ursachen von Flucht und irregularer
Migration und zur Stabilisierung von Herkunfts-, Transit-
und Aufnahmeregionen. Wir wollen unsere Fahigkeiten

zu europdischen Migrationslageanalysen ausbauen, um
effektive Friihwarninstrumente zu erarbeiten. Ziel unserer
partnerschaftlichen Zusammenarbeit ist es, durch gerech-
tere internationale Verantwortungsteilung Fliichtlings-
schutz weltweit sicherzustellen und dauerhafte Losungen
fur Flachtlinge und Rickkehrer zu ermdglichen. Daneben
streben wir eine bessere Verzahnung der Flucht- und Mig-
rationspolitik mit anderen Politikbereichen (koharenter An-
satz) an.

Um irreguldrer Migration entgegen zu wirken und Schleu-
sungskriminalitdt wirksam zu bekdmpfen, brauchen wir
auch einen effektiven Schutz der AuRengrenzen. Dafir ist
es von hoher Bedeutung, das neue Frontex-Mandat schnell
zu operationalisieren.

Das Schengensystem ist eine unverzichtbare Saule der eu-
ropdischen Zusammenarbeit und Integration. Dieses Sys-
tem ohne Binnengrenzkontrollen kann nur funktionieren,
wenn die Sicherheit unserer Birgerinnen und Biirger und
eine geordnete Steuerung der Zuwanderung gewahrleistet
sind. Wir setzen uns dafiir ein, die Zusammenarbeit — auch
Uber die Bewiltigung der COVID-19-Pandemie hinaus -
zwischen den Sicherheits-, Grenzschutz- und Migrations-
behorden der EU-Mitgliedstaaten weiter zu verbessern und
zusitzliche intelligente MaRnahmen zu entwickeln. Europa
braucht verbesserte Moglichkeiten legaler Migration. Zur
Bekdampfung des Fachkriftemangels sollten legale Migra-
tionswege fiir Arbeitskrafte aus Drittstaaten — auch in part-
nerschaftlichen Ansatzen - besser genutzt oder eréffnet
werden.
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VI. Eine handlungsfahige Europaische Union
fur eine partnerschaftliche und
regelbasierte internationale Ordnung

Deutschland wird sich wahrend seiner Prasidentschaft in Unterstiitzung des Hohen Vertreters in den Dienst eines
geeinten, verantwortungsvollen und kraftvollen europdischen AuRenhandelns stellen. Die Europdische Union ist ein
zentraler Rahmen und unverzichtbarer Anker fiir unsere nationale Auflen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik.
Als Prasidentschaft iibernehmen wir besondere Verantwortung fiir ein effektives europdisches Auenhandeln. Wir
sind iiberzeugt: Nur gemeinsam kdnnen wir Europder internationalen Herausforderungen wirksam begegnen, unsere
Interessen kooperativ durchsetzen und unsere Werte verteidigen.

Auch im Bereich des AulRenhandelns der EU werden die
Bewiltigung der COVID-19-Pandemie, die erfolgreiche
Uberwindung ihrer Folgen sowie die Pravention zukiinf-
tiger Pandemien zentrale Themen sein. Dies wird nur im
internationalen Schulterschluss gelingen. Wir werden uns
deshalb im Rahmen des ,Team Europe“-Ansatzes fiir ein
gemeinschaftliches Engagement der EU-Institutionen und
Mitgliedstaaten, eine Starkung der multilateralen Institu-
tionen, die produktive Zusammenarbeit mit internationalen
Partnern und Schliisselakteuren sowie die globale Bereit-
stellung der erforderlichen Ressourcen einsetzen. Wir wol-
len die Wirksamkeit der externen Krisenpravention und des
Krisenengagements von EU-Institutionen und Mitglied-
staaten einer Uberpriifung unterziehen und MaRnahmen
zu ihrer weiteren Starkung einleiten.

Deutschland wird sich wéhrend seiner Président-
schaft in Unterstiitzung des Hohen Vertreters in
den Dienst eines geeinten, verantwortungsvollen und

kraftvollen europdischen Auf8enhandelns stellen

Wir haben eine besondere Verantwortung fiir die Lander
des Westlichen Balkans sowie unsere silidliche und ostli-
che Nachbarschaft und unseren Nachbarkontinent Afrika.
Nur wenn die EU dort effektiv und sichtbar auch bei der
Uberwindung der COVID-19-Pandemie und der umfassen-
den Starkung resilienter Systeme zur Krisenpravention ihre

Handlungsfahigkeit und ihren Mehrwert beweist, wird sie
auch auf globaler Biihne als glaubwiirdiger Akteur auftre-
ten kénnen.

Unsere geostrategischen Priorititen

Die EU tragt eine grofle Verantwortung fiir die Mitgestal-
tung der globalen Ordnung im Sinne von starkerer interna-
tionaler Koordinierung und Kooperation sowie mehr Nach-
haltigkeit und Solidaritat.

Wir wollen gemeinsam mit dem Hohen Vertreter eine um-
fassende und aktive Zusammenarbeit der EU mit den USA
gestalten — mit einem breiten Politischen Dialog und einer
positiven transatlantischen Handelsagenda. Die USA ist
unser engster auflen- und sicherheitspolitischer Partner
aullerhalb der EU.

Uns leitet die Ambition einer ehrgeizigen, umfassenden
Partnerschaft zwischen der EU und dem Vereinigten Konig-
reich, die der Tiefe und Breite unserer Beziehungen gerecht
wird. Wir werden unseren aktiven Beitrag dafir leisten, dass
die Verhandlungen zwischen der Europdischen Union und
dem Vereinigten Kénigreich auf Grundlage der gemeinsam
vereinbarten Politischen Erklarung und des Verhandlungs-
mandats fir die Kommission zu einem erfolgreichen Ab-
schluss kommen. Dabei ist selbstverstandlich, dass unsere
kiinftige Partnerschaft auf einem ausgewogenen Verhilt-
nis zwischen Rechten und Pflichten sowie fairen Wettbe-
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werbsbedingungen beruhen muss. Hierfiir sind parallele
Verhandlungsfortschritte in allen Bereichen erforderlich.
Gleichzeitig bleibt die vollstindige Umsetzung des Aus-
trittsabkommens eine zentrale Aufgabe.

Die China-Politik aller EU-Institutionen und Mitgliedstaa-
ten soll geschlossen und ausgewogen sein und sich an den
langfristigen gemeinsamen EU-Interessen und Werten aus-
richten. Wir wollen gemeinsam mit dem Europdischen Aus-
wartigen Dienst und der Kommission die Kooperation mit
China ausbauen und uns in allen Politikbereichen fiir mehr
Reziprozitat einsetzen. Wir streben konkrete Fortschritte
bei den Verhandlungen (iber ein bilaterales Investitionsab-
kommen und bei den Themen Klima, Biodiversitat, Globale
Gesundheit und der Zusammenarbeit in Afrika sowie ge-
meinschaftliche Problemlésungen im Kontext der COVID-
19-Pandemie an. Wir streben ein EU-China-Treffen der
Flhrungsspitzen so bald wie moglich an.

Beim EU-AU-Gipfel wollen wir eine Europdisch-Afrikani-
sche Agenda verabschieden und mit Afrika die politische
Partnerschaft der Zusammenarbeit mit konkreten ge-
meinsamen Initiativen vertiefen. Als zentrale gemeinsame
Handlungsfelder sehen wir Frieden und Sicherheit, gute
Regierungsfiihrung, wirtschaftliche Zusammenarbeit fir
nachhaltige Entwicklung und Beschiftigung, Klimawandel
und die Energiewende, Biodiversitat, Gesundheits- und Mi-
grationsfragen. Auch die gemeinsame Unterstiitzung der
afrikanischen Freihandelszone (AfCFTA) ist ein wichtiges
Thema. Wir unterstiitzen einen erfolgreichen Abschluss der
Verhandlungen eines Post-Cotonou-Abkommens fiir eine
umfassende Kooperation mit den Staaten Afrikas, der Ka-
ribik und des Pazifiks.

Konflikte bewiltigen und Frieden fordern

Wir miissen — gemeinsam mit dem Europdischen Auswar-
tigen Dienst und der Europdischen Kommission - unser
Engagement zur Bewaltigung der groRen internationalen
Konflikte intensivieren: bei der Konfliktlésung in Libyen, zur
Bewiltigung der Folgen der Syrien-Krise, bei einer Losung
der Nuklearfrage mit Iran, im Sahel und in der Ost-Ukraine.
Dariiber hinaus wird sich die deutsche EU-Ratsprasident-
schaft mit Nachdruck fiir den Erhalt der Zwei-Staatenl6-
sung als Friedensperspektive fiir den Nahostkonflikt einset-
zen. Deutschland wird, auch mit Blick auf die Internationale

Geberkonferenz fiir Afghanistan im November, dafiir ein-
treten, dass die EU Afghanistan auf seinem Weg zu Frieden,
Stabilitdt und Wachstum weiterhin unterstiitzt — gekniipft
an fortgesetzte Reformbemiihungen und Fortschritte im
Friedensprozess.

Weitere zentrale Vorhaben

Wir treten fir eine glaubwiirdige EU-Beitrittsperspektive
der Westbalkan-Staaten ein. Sie weiter an die Europaische
Union heranzufiihren liegt sowohl im Interesse des West-
lichen Balkans als auch im eigenen strategischen Interes-
se der EU. Vor diesem Hintergrund begleiten wir aktiv die
bereits laufenden Beitrittsverhandlungen mit Serbien und
Montenegro und bereiten mit der Ausarbeitung der Ver-
handlungsrahmen fiir Albanien und Nordmazedonien,
unter Berlicksichtigung der neuen Beitrittsmethodik, den
Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen mit beiden Landern
vor.

Deutschland unterstiitzt den Hohen Vertreter, der sich fir
eine aktive Gestaltung der EU-Russland-Beziehungen auf
der Grundlage der fiinf Prinzipien der EU und der Bestands-
aufnahme Uber ihre Umsetzung einsetzt.

Zu dieser ausgewogenen Europdischen Ostpolitik ge-
hort auch die Einleitung einer effektiven Umsetzung der
Ergebnisse des Gipfels zur Ostlichen Partnerschaft sowie
die weitere Implementierung der Zentralasienstrategie.

Wir wollen unseren Beitrag leisten, um die EU-ASEAN-Be-
ziehungen zu einer Strategischen Partnerschaft aufzuwer-
ten. Zudem wollen wir aktiv die Konnektivitatsstrategie
zwischen der EU und Asien voranbringen und als Rahmen
fur nachhaltige, smarte und transparente Vernetzung bei
Energie, Verkehr und Digitalisierung weiterentwickeln.

Deutschland wird sich fiir den weiteren Ausbau der EU-Be-
ziehungen zu Lateinamerika und der Karibik einsetzen, um
u.a. die Wirtschaftsbeziehungen und die Wissenschaftsko-
operation zu intensivieren.

Die Instrumente fiir eine starke EU in der Welt

Europas Markenkern ist die enge Verzahnung von allen zur
Verfligung stehenden Politiken sowie zivilen und militari-
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schen Instrumenten fiir Krisenpravention, Stabilisierung,
Konfliktbewaltigung und Wiederaufbau bis hin zur langfris-
tigen Férderung von Frieden und nachhaltiger Entwicklung.
Wir wollen uns der erfolgreichen Umsetzung des Integrier-
ten Ansatzes durch alle relevanten Akteure zur langfristigen
Starkung der EU-Krisenreaktionsfahigkeit im AuRenhan-
deln besonders widmen. Hierfiir werden wir uns u.a. fir die
Entwicklung von politischen Leitlinien zu Krisenpravention,
Konfliktbewaltigung und Friedensférderung einsetzen.

SchlieRlich wollen wir uns auf der Grundlage des sog. ,,Hu-
manitarian Call for Action® flr einen starken Beitrag der EU
zum Schutz des humanitdren Raumes sowie zur Einhaltung
des humanitéren Volkerrechts und der humanitaren Prinzi-
pien einsetzen.

Eine effektivere europdische Aufien- und
Sicherheitspolitik wird nur gelingen, wenn alle
Mitgliedstaaten sich noch stdrker in der
Mitverantwortung fiir ein starkes Europa in der
Welt sehen.

Eine effektivere europdische AuRen- und Sicherheitspoli-
tik wird nur gelingen, wenn alle Mitgliedstaaten sich noch
starker in der Mitverantwortung fir ein starkes Europa in
der Welt sehen. Zu oft blockieren einzelne Mitgliedstaaten
den breiten Konsens unter der ganz (iberwiegenden Mehr-
heit der Mitgliedstaaten - das schwécht unsere Union.
Deswegen werden wir fir die Bereitschaft zu Kooperation,
Kompromiss und Interessensausgleich werben und auch

Gemeinsam. Europa wieder stark machen. | 23

eu20

( * 20de

wahrend der Ratsprasidentschaft unsere Bemiihungen zur
Starkung der Effektivitat und Effizienz der GASP in Unter-
stlitzung des Hohen Vertreters fortsetzen. Dariiber hinaus
setzen wir uns dafiir ein, die Kapazitdten der EU zur Verhan-
gung und Umsetzung von Sanktionen zu erweitern.

Eine europdische Fiihrungsrolle fiir die Starkung des offe-
nen und regelbasierten internationalen Handelssystems
ist unverzichtbar fir die Bewiltigung der gesundheitlichen
und wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie. Da-
fur wollen wir sowohl eine Modernisierungsagenda fiir die
Welthandelsorganisation (WTO) als auch ambitionierte bi-
laterale, regionale und plurilaterale Abkommen mit voran-
treiben bzw. lancieren, etwa im Bereich digitaler Handel.
Der Abschluss von Freihandels- und Investitionsschutzab-
kommen ist ein wesentlicher Beitrag fiir Diversifizierung
und Absicherung von Lieferketten sowie zu bendtigter
Wachstumsdynamik. Wir streben zligige Fortschritte bei
der Finalisierung des Abkommens mit dem Mercosur und
des modernisierten Abkommens mit Mexiko an. Wir wol-
len die Europdische Kommission dabei unterstiitzen, die
Verhandlungen mit Neuseeland und Australien an einen
Abschluss heranzufiihren und Fortschritte in den Gespra-
chen mit Chile, Indonesien und Tunesien zu erreichen. In
den Handelsbeziehungen zu China wollen wir dazu bei-
tragen, groRere Wettbewerbsgleichheit zu verankern. Da-
riiber hinaus streben wir die Offnung von Beschaffungs-
markten in Drittstaaten an. Zudem wollen wir die Regeln
des internationalen Investitionsschutzes verbessern und
Bemiihungen um einen Multilateralen Investitionsgerichts-
hof vorantreiben. Wir wollen die Integration der Ziele der
nachhaltigen Entwicklung in die Handelspolitik fortsetzen
und den Handel so als wirksames Instrument zu ihrer welt-
weiten Forderung nutzen. Um diese bi-, pluri- und multi-
laterale Agenda zu stiitzen, werden wir gleichzeitig unsere
auBenwirtschaftspolitischen Instrumente modernisieren
und weiter Gberpriifen, auch um unseren Unternehmen den
internationalen Wettbewerb auf Augenhéhe mit Unterneh-
men aus Drittstaaten zu ermdglichen.

Auch im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit ist ein
noch starkeres gemeinsames europdisches Vorgehen als
bisher notwendig. Deutschland unterstiitzt deshalb eine
umfassende Nutzung der Gemeinsamen Programmpla-
nung und Umsetzung (Joint Programming). Dariiber hinaus
muss Europa im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit
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schneller, innovativer und flexibler reagieren kénnen als
bisher. Wir arbeiten daher an der Entwicklung einer zu-
kunftsfahigen und koharenten europdischen Entwicklungs-
finanzarchitektur.Dariiber hinaus wollen wir in der europdi-
schen Entwicklungszusammenarbeit gemeinsam mit den
Partnerlandern die Umsetzung der Agenda 2030 beschleu-
nigen.

Zunehmend bestimmt Technologie auch das Ringen
um internationalen Einfluss und wird so zu einem ent-
scheidenden Faktor in den internationalen Beziehungen.
Daher wollen wir durch Schaffung eines Digital Diplomacy
Network zwischen den AuBenministerien der Mitgliedstaa-
ten unter Fiihrung des EAD den Aufbau einer europdischen
Digitaldiplomatie anstoRen. Auch in unserer europdischen
Entwicklungszusammenarbeit wollen wir die Chancen der
Digitalisierung noch stédrker nutzen, etwa durch Férderung
digitaler Fahigkeiten und datengetriebener Markte in Afrika.

Deutschland setzt sich gemeinsam mit dem Hohen Ver-
treter fir die Weiterentwicklung der Gemeinsamen Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) und die ganz-
heitliche Starkung ihrer Resilienz und Handlungsfahigkeit
im zivilen und im militdrischen Bereich ein. Dazu wollen
wir die Kohdrenz aller EU-Verteidigungsinitiativen weiter
fordern, notwendige Reaktionsstrukturen schaffen, den
Pakt fur die Weiterentwicklung der zivilen GSVP vollstdn-
dig umsetzen und die zivil-militérischen Fihrungs- und
Planungsstrukturen in Brissel fiir exekutive GSVP-Ein-
sdtze starken. Deutschland wird ein Europaisches Kom-
petenzzentrum Ziviles Krisenmanagement in Berlin ein-
richten, das konzeptionelle Standards und Empfehlungen
fur zivile Kriseneinsdtze entwickeln soll. Die umfassende
Ertlichtigung von Partnern im Rahmen der Europaischen
Friedensfazilitat wollen wir mit einem strategischen Poli-
tikansatz gezielt gestalten. Gemeinsam mit dem Europdi-
schen Auswairtigen Dienst werden wir die Entwicklung
des sog. Strategischen Kompasses vorantreiben. Mit die-
sem sicherheitspolitischen Grundlagendokument sol-
len im Rahmen der Globalen Strategie zur Auflen- und
Sicherheitspolitik der EU von 2016 ausgehend von einer
gemeinsamen Bedrohungsanalyse die strategischen Ziele
der EU fir den Bereich Sicherheit und Verteidigung weiter
konkretisiert und das Handeln der EU dadurch schneller,
effektiver und planbarer gemacht werden. Dies soll auch
die Reaktionsfahigkeit auf Pandemien umfassen.

Mit einer Verbesserung der Prozesse wollen wir eine koor-
dinierte, kohdrentere und zielorientiertere Fahigkeitsent-
wicklung der EU- Mitgliedstaaten ermdglichen. Schliefl3-
lich setzen wir uns dafir ein, die digitalen Kompetenzen
und Cyberverteidigungsfahigkeiten der Streitkrafte der
Mitgliedstaaten zu starken.

Die EU-NATO-Zusammenarbeit wollen wir durch Dialog,
Transparenz und regelmaRigere Abstimmung fordern.
Angesichts der COVID-19-Pandemie soll dies auch mi-
litdrische Unterstiitzungsleistungen fir zivile Strukturen
und Beitrdge zur Resilienzbildung sowie zum Zivil- und
Katastrophenschutz umfassen. Erhalt und Weiterent-
wicklung der bestehenden Ristungskontrollarchitektur
liegen angesichts neuer Technologien und Akteure im
sicherheitspolitischen Interesse Europas. Wir unterstiitzen
einen langfristigen innereuropdischen Dialog mit dem Ziel,
Europa in diesem Prozess eine Stimme zu geben.



Gemeinsam. Europa wieder stark machen. | 25

Das Programm der deutschen EU-Ratsprasidentschaft wird herausgegeben von

Auswartiges Amt
Werderscher Markt 1

10117 Berlin

Postanschrift: 11013 Berlin

Telefon: 030 18-17-0

Biirgerservice: 030 18-17-2000

Telefax: 030 18-17-3402

Website: www.auswaertiges-amt.de

E-Mail: poststelle@auswaertiges-amt.de
De-Mail: poststelle@auswaertiges-amt.de-mail.de

Bildnachweise:
Seite 5: © Auswirtiges Amt | S.12: © Vesa Moilanen/Lehtikuva/dpa | S.14: © Olafur Eliasson, Earth Speakr, 2020
S.19: © Belga Photo, Nicolas Maeterlinck | S.23: © picture alliance/ZUMA Press, Nicolas Landemard


http://www.auswaertiges-amt.de
mailto:poststelle@auswaertiges-amt.de
mailto:poststelle@auswaertiges-amt.de-mail.de

eu20

| ) 20de



	Inhaltsverzeichnis
	Einleitung
	I. Europas Antwort auf die Corona-Pandemie
	II. Ein stärkeres und innovativeres Europa
	III. Ein gerechtes Europa
	IV. Ein nachhaltiges Europa 
	V. �Ein Europa der Sicherheit und der gemeinsamen Werte 
	VI. �Eine handlungsfähige Europäische Union für eine partnerschaftliche und regelbasierte internationale Ordnung 

